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gesetzt, was bewirkt, daß sie auf den Zehen stehen müs­
sen, wobei das Körpergewicht weitgehend auf den Fingern 
ruht.

Mehr als fünf Jahre vergingen, bevor der Menschen­
rechtsgerichtshof am 18. Januar 1978 sein Urteil fällte, das 
die politische Zwangslage dieses Gerichts ausdrückt: Ge­
gen die Stimme des britischen Richters wurde der Verstoß 
der britischen Behörden gegen Art. 3 der Konvention durch 
„unmenschliche und erniedrigende Behandlung“ festge­
stellt, zugleich aber die Qualifizierung dieser kriminellen 
Vemehmungspraktiken als Folter sowie eine Aufforderung 
der britischen Regierung zur Strafverfolgung der Schuldi­
gen abgelehnt.

Dieses Urteil hat den Konflikt nicht lösen können. Es 
hat weit über Ulster und über Irland hinaus politische 
Empörung ausgelöst. Auch von namhaften bürgerlichen 
Juristen wird es kritisch gewertet.26

Hinzu kommt, daß sich das Urteil an den Maßstäben 
messen lassen muß, die auf der Grundlage der UN-Charta 
und der Internationalen Konvention über zivile und politi­
sche Rechte vom 16. Dezember 1966 in den Vereinten 
Nationen und ihrer Menschenrechtskommission erarbeitet 
wurden. Ganz offensichtlich bleibt auch hier der „Euro­
päische Gerichtshof für Menschenrechte“ weit hinter dem 
internationalen Niveau zurück, das in der UNO auf dem 
Gebiet der Zusammenarbeit zur Wahrung und Förderung 
der Menschenrechte erreicht wurde.

Vor allem aber ist die irische, britische und internatio­
nale Öffentlichkeit durch die Tatsache aufgeschreckt, daß 
das Urteil, das ohne Sanktionen für die Schuldigen blieb, 
keine Veränderung herbeigeführt hat. Zahlreiche Quellen 
bestätigen, unabhängig voneinander und übereinstimmend, 
daß die vom Gerichtshof verurteilten Praktiken verstärkt 
und mit neuen Grausamkeiten fortgesetzt werden.

Das soll nicht heißen, daß das Straßburger Urteil bedeu­
tungslos ist. Jedoch wird an diesem Beispiel der Charakter 
einer vermeintlich über den Klassen und den Staaten ste­
henden Gerichtsbarkeit deutlich: Nur unter dem Druck 
politischer Konflikte kam es zu einem Prozeß, dessen 
Urteil als politischer Kompromiß innerhalb des imperia­
listischen Staatensystems zu begreifen ist. Ob dieses Urteil 
dazu beiträgt, die fortdauernden Menschenrechtsverletzun­
gen in Ulster im Sinne der dort Herrschenden gegenüber 
dem Volk abzuschirmen, oder ob es im Gegenteil zur Über­
windung dieser unwürdigen und widerwärtigen Unter­
drückungsmethoden einen gewissen Beitrag leisten kann, 
das wird nicht in Straßburg entschieden, sondern das hängt 
vom Niveau und von der Geschlossenheit des politischen 
Kampfes für Freiheit und Demokratie in Nordirland und 
von der internationalen Solidarität mit der unterdrückten 
Bevölkerungsmehrheit in Ulster ab.

*

So macht der „Europäische Gerichtshof für Menschen­
rechte“ Wesen und Funktion und damit zugleich die 
innere Widersprüchlichkeit der bürgerlichen Menschen­
rechtskonzeption deutlich. Das große Thema der Menschen­
rechte verkümmert zur Frage nach der „Justiziabilität“; 
elementare Lebensinteressen der Menschen werden auf ein 
fragwürdiges und weithin illusionäres Klagerecht redu­
ziert.

Die Vorstellung, daß sich die politischen und sozialen 
Fragen unserer Zeit in „reine Rechtsfragen“ auflösen 
ließen, mag idyllisch erscheinen, aber sie ist trügerisch. 
Losgelöst von den konkreten, klassenbedingten Macht­
strukturen kann es kein Recht und keine Rechtsprechung 
geben; wohl aber ist der alte „Aberglaube an den Richter­
stand“ (Marx) noch immer geeignet, die Herrschaft ge­
schichtlich überlebter Kräfte zu verschleiern und zu ver­
klären. Indem diese — hier auf die internationale Ebene 
projizierten — konservativen und restaurativen Theorien 
den Schein für die Wirklichkeit ausgeben, erschweren sie 
den geschichtlich notwendigen Kampf um reale Menschen­
rechte. Deshalb müssen auch die systemimmanenten bür­
gerlichen Kritiker, dgnen es um eine höhere Effektivität

und einen größeren Gerechtigkeitsgehalt der Recht­
sprechung des „Europäischen Gerichtshofs für Menschen­
rechte“ geht, scheitern, weil sie die Perfektionierung des 
bestehenden Systems im Auge haben und weil der Weg 
zur Gewährleistung von Menschenrechten auch ihnen aus­
schließlich als ein Weg durch die Instanzen erscheint.27

Um so mehr gibt es Grund, hellhörig zu sein, wenn die 
westeuropäische Menschenrechtskonvention und der von 
ihr geschaffene Gerichtshof immer wieder als internatio­
nales Modell empfohlen werden, die dem Menschenrechts­
system der UNO entgegengestellt werden oder — was auf 
dasselbe hinausläuft — mit ihm „verbunden“ werden 
sollen.28 1 11
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